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Abt. Zentraleinkauf


Vergabeverfahren: 	Generalplanerleistungen (GP) für das Projekt I02B2602 
Modernisierung Hörsäle + Kurslabore - Gebäude I02 	
Vergabenummer: 	2026 / 702 / 8904

Eigenerklärung zur Eignung/Firmenauskunft

Firmenauskunft 
	Name:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Anschrift (Straße, Hausnummer):
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Anschrift (PLZ, Ort, Land):
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Geschäftsführung:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	
Börsennotiertes Unternehmen:           	 
	☐ ja	☐  nein	

	Nationalität der/s Eigentümer/s: 
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	(Angabe bei EU-weiten Vergabeverfahren verpflichtend, wenn das beauftragte Unternehmen nicht börsennotiert ist.)

	

	Umsatzsteueridentifikationsnummer:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Nummer einzugeben.

	Registergericht:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Registernummer:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Nummer einzugeben.

	Geschäftsform:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.


			
☐  Bewerber* 		☐  Mitglied der Bewerbergemeinschaft*	☐  anderes Unternehmen*:
*Zutreffendes wählen



1. Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister ihres Sitzes /Wohnsitzes oder vergleichbares Register, soweit dies in dem Mitgliedstaat geführt wird.
	☐
	Ich bin/Wir sind im Berufs- oder Handelsregister oder vergleichbarem Register eingetragen.


	☐
	Ich bin/Wir sind nicht zur Eintragung im Berufs- oder Handelsregister verpflichtet.





2. Angabe zu Insolvenzverfahren und Liquidation
	☐
	Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet.

	☐
	Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde ich/werden wir ihn vorlegen.







3. Erklärung zu den zwingenden Ausschlussgründen nach § 123 GWB (es gilt die jeweils aktuellste Fassung zum Ablauf der Angebotsfrist)
3.1 Angaben zu rechtskräftiger Verurteilung
Wurde der Wirtschaftsteilnehmer oder eine Person, die seinen Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremien angehört (oder darin Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnisse hat) aus einem der nachstehend genannten Gründe rechtskräftig verurteilt?[footnoteRef:2] [2:  Einer Verurteilung nach diesen Vorschriften steht eine Verurteilung nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.] 

1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2. § 89a Absatz 1 des Strafgesetzbuchs (Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat) in den Fällen des § 89a Absatz 2 Nummer 4 des Strafgesetzbuchs oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Abgeordnetenbestechung),
8. §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-Bestechungsgesetzes, Artikel 2 §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung, § 1 Absatz 2 Nummer 10 des NATO-Truppen-Schutzgesetzes und § 2 des Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtshofes,
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr),
10. §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel), § 233a des Strafgesetzbuchs (Förderung des Menschenhandels) oder § 236 des Strafgesetzbuchs (Kinderhandel) oder
11. § 370 der Abgabenordnung (Steuerhinterziehung), auch in Verbindung mit § 12 des Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen, soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden.

	☐
	Nein.

	☐
	Ja. Genaue Angaben zur Verurteilung:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.




3.2 Angaben zur Entrichtung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen
Wurde in einer Gerichts- oder Verwaltungsentscheidung gemäß den Rechtsvorschriften des Niederlassungslands des Wirtschaftsteilnehmers beziehungsweise des Mitgliedstaats des öffentlichen Auftraggebers festgestellt, dass der Wirtschaftsteilnehmer seinen Verpflichtungen zur Entrichtung von Steuern oder Sozialversicherungsbeiträgen nicht nachgekommen ist?

	☐
	Nein.

	☐
	Ja. Genaue Angaben zur Gerichts- oder Verwaltungsentscheidung:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.


	
	(nur bei Ja) Ist der Wirtschaftsteilnehmer seinen Verpflichtungen nachgekommen, indem er die Zahlung vorgenommen hat oder eine verbindliche Vereinbarung im Hinblick auf die Zahlung der fälligen Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge – gegebenenfalls einschließlich etwaiger Zinsen oder Strafzahlungen – eingegangen ist, oder wird er ihnen nachkommen? 
☐ Ja 
☐ Nein





4. Erklärung zu den fakultativen Ausschlussgründen nach § 124 GWB ((es gilt die jeweils aktuellste Fassung zum Ablauf der Angebotsfrist)
Ist dem Wirtschaftsteilnehmer bekannt, dass einer oder mehrere der nachstehenden Gründe vorliegt oder vorliegen könnte? 
1. Das Unternehmen hat bei der Ausführung öffentlicher Aufträge gegen geltende umwelt-, sozial- und arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen,
2. das Unternehmen ist zahlungsunfähig, über das Vermögen des Unternehmens wurde ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet, die Eröffnung eines solchen Verfahrens wurde mangels Masse abgelehnt, das Unternehmen befindet sich im Verfahren der Liquidation oder es hat seine Tätigkeit eingestellt,
3. das Unternehmen oder eine Person, die nach § 123 Absatz 4 GWB für das Unternehmen verantwortlich handelt, hat im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt werden könnte,
4. das Unternehmen hat Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5. es besteht ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6. eine Wettbewerbsverzerrung resultiert daraus, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7. das Unternehmen hat eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt und dies hat zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Sanktion geführt,
8. das Unternehmen hat in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen, Auskünfte zurückgehalten oder erforderliche Nachweise nicht übermittelt oder
9. das Unternehmen hat versucht,
a) die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b) vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
c) irreführende Informationen zu übermitteln, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten.

	☐
	Nein.

	☐
	Ja. Genaue Angaben zum Vorliegen:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.




5. Selbstreinigung
(nur anzugeben, wenn bei 3. oder 4. „Ja“ angekreuzt wurde)

Welche Maßnahmen hat der Wirtschaftsteilnehmer zur Selbstreinigung getroffen[footnoteRef:3]: [3:  Siehe zu den Maßnahmen § 125 Abs. 1 GWB.] 


	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



Hinweis: Im Bedarfsfall wird der Auftraggeber für den Bieter -auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll- einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister gem. § 150a GewO beim Bundesamt für Justiz anfordern und / oder bei berechtigtem Interesse eine Einsichtnahme in das Transparenzregister gem. §23 Abs. 1 vornehmen.


6. Eigenerklärung AentG/ AufenthG/ SchwarzArbG/ MiLoG (es gilt die jeweils aktuellste Fassung zum Ablauf der Angebotsfrist)
1. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 21 Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 23 AEntG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht.
2. Mir/Uns ist bekannt, dass Öffentliche Auftraggeber gemäß § 98c Aufenthaltsgesetz (AufenthG) einen Bewerber oder einen Bieter vom Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag ausschließen können, wenn dieser oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) mit einer Geldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegt worden ist oder nach den §§ 10, 10a oder 11 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden ist.
3. Mir/Uns ist bekannt, dass Öffentliche Auftraggeber gemäß § 21 SchwarzArbG einen Bewerber oder Bieter bis zu einer Dauer von drei Jahren ausschließen sollen, wenn dieser oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 2, §§ 10 bis 11 SchwarzArbG, § 404
4. Absatz 1 oder 2 Nummer 3 SGB III, §§ 15, 15a, 16 Absatz 1 Nummer 1, 1c, 1d, 1f oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-gesetzes (AÜG) oder § 266a Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches (StGB) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden ist. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung nach Satz 1 besteht.
5. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 19 Mindestlohngesetz (MiLoG) von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 21 MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.



7. Eigenerklärung Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten – Lieferkettensorgfalts-pflichtengesetz (LkSG) (es gilt die jeweils aktuellste Fassung zum Ablauf der Angebotsfrist)
Am 1. Januar 2023 ist das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) in Kraft getreten. Ab dem 1. Januar 2024 müssen auch Unternehmen mit über 1.000 Beschäftigten die Vorgaben des LkSG erfüllen. Das LkSG verpflichtet diese Unternehmen, in Ihren Lieferketten menschenrechtliche und umweltbezogene Sorgfaltspflichten in angemessener Weise zu beachten.
Die MHH unterliegt den gesetzlichen Verpflichtungen des LkSG. Dies umfasst auch die sich aus § 6 Abs. 4 LkSG ergebende Pflicht, angemessene Präventionsmaßnahmen bezüglich ihrer Lieferanten zu ergreifen. Die folgende Eigenerklärung stellt dabei eine risikobasierte Maßnahme dar, um dieser gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen. Das Einholen der Eigenerklärung erfolgt also unabhängig davon, ob die (potenziellen) Vertragspartner*innen selbst Verpflichtete nach dem LkSG sind, sondern basiert auf der individuellen Risikobewertung der Geschäftsbeziehung. Alle Angaben in dieser Eigenerklärung werden ausschließlich zum Zweck des Nachweises von Präventionsmaßnahmen verwendet und nicht an Dritte weitergegeben.
1. Wir haben Kenntnis davon genommen, dass die MHH den Verpflichtungen des Gesetzes über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten vom 16.07.2021 (LkSG) unterliegt.
2. Wir stimmen der Durchführung von angemessenen risikobasierten Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung der Menschenrechtsstrategie durch die MHH und / oder die von der MHH mit der Durchführung der o.g. Kontrollen beauftragten Unternehmen / Institutionen zu.
3. Uns ist bekannt, dass Unternehmen von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen von Vergabeverfahren ausgeschlossen werden sollen, die
· wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 175.000 EUR,
· wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 2 Satz 2 LkSG in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 1.500.000 EUR,
· wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 2 Satz 2 LkSG in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 2.000.000 EUR,
· wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach des § 24 Absatz 3 LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 0,35 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes
4. Mir/Uns ist bekannt, dass Unternehmen von der Teilnahme an einem Verfahren über die Vergabe eines Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrags bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) mit einer Geldbuße nach Maßgabe von § 22 Absatz 2 LkSG belegt worden sind. 
5. Ich/Wir erkläre(n) hiermit, 
•	dass keine Strafen oder Geldbußen für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist,
•	dass keine zuvor genannten Gründe vorliegen, die einen Ausschluss meines/unseres Unternehmens von der Teilnahme am Vergabeverfahren rechtfertigen könnten.
6. Sofern wir selbst Verpflichtete nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind, erklären wir hiermit, dass keine Geldbußen in der vorgenannten Höhe für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist.
7. Sofern wir nicht selbst Verpflichtete nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind, erklären wir hiermit, dass durch mein/unser Unternehmen oder einer Person, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, keine rechtskräftigen Verurteilungen aufgrund von Verstößen gegen die jeweils geltenden Gesetze zum Schutz von Menschenrechten und zum Schutz der Umwelt in den letzten 5 Jahren bekannt sind.

Einhaltung von Rechtsvorschriften (Bitte kreuzen Sie das relevante Feld an):
☐ 	Wir erklären hiermit, dass wir selbst Verpflichtete (Unternehmen mit über 1.000 Beschäftigten) nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind und dass keine Geldbußen in der vorgenannten Höhe für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gegen mein / unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, deren Verhalten meinem / unserem Unternehmen zuzurechnen ist.
☐ 	Wir erklären hiermit, dass wir nicht selbst Verpflichtete (Unternehmen mit unter 1.000 Beschäftigten) nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind und dass durch mein / unser Unternehmen oder einer Person, deren Verhalten meinem / unserem Unternehmen zuzurechnen ist, keine rechtskräftigen Verurteilungen aufgrund von Verstößen gegen die jeweils geltenden Gesetze zum Schutz von Menschenrechten und zum Schutz der Umwelt in den letzten 5 Jahren bekannt sind.



8. Eigenerklärung Wettbewerbsregister
Ich erkläre/Wir erklären, dass mir/uns nicht bekannt ist, dass im Wettbewerbsregister eine Eintragung vorliegt, die das Unternehmen bzw. die verantwortlich handelnde(n) Person(en) betrifft/betreffen. 



9. Angaben zu den Jahresumsätzen
Angaben über den jeweiligen Gesamtjahresumsatz in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren:

	Jahr
	Gesamtumsatz in EUR brutto
	Gesamtumsatz in EUR netto

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.



Angaben über den spezifischen Jahresumsatz mit vergleichbaren Leistungen (Leistungen als Generalplaner) in den 
   letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren:

	Jahr
	Spez. Umsatz in EUR brutto
	Spez. Umsatz in EUR netto

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.
	Bitte Umsatzhöhe eintragen.




Mindestanforderung: 
Der Jahresumsatz, den der Bieter mit vergleichbaren Leistungen (Leistungen als Generalplaner) erwirtschaftet hat, muss in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren (2023 – 2025) mindestens 1,5 Mio. EUR p. a. netto betragen.

10. Angaben zur Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherungsdeckung 
	Versichert bei:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Versicherungs-Nr.:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Nummer einzugeben.

	Deckungssumme Personen- und Sachschäden:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Zahl einzugeben.

	Deckungssumme Vermögensschäden:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Zahl einzugeben.


   Mindestanforderung:
Nachweis einer Haftpflichtversicherung mit folgenden Mindestdeckungssummen: 
3,0 Mio. EUR für Personenschäden, jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr 
5,0 Mio. EUR für sonstige Schäden (Sach-/Vermögensschäden), jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr

Sofern der Nachweis nicht bereits mit dem Angebot in der geforderten Höhe erbracht werden kann, reicht zunächst die schriftliche Zusage bzw. Eigenerklärung des Bieters, dass im Auftragsfall eine Versicherung in der geforderten Höhe erfolgt. Die Versicherungsbestätigung ist nach Zuschlagserteilung innerhalb einer Woche dem Auftraggeber unaufgefordert vorzulegen.



11. Angaben zu Mitarbeiter_Innen (jährlich im Durchschnitt)

	Mitarbeiter/Innen

	Jahr
	Gesamtanzahl
	Anzahl Architekten /Ingenieure

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Anzahl Mitarbeiter_Innen eintragen.
	Bitte Anzahl Mitarbeiter_Innen eintragen.

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Anzahl Mitarbeiter_Innen eintragen.
	Bitte Anzahl Mitarbeiter_Innen eintragen.

	Bitte Jahreszahl eintragen.
	Bitte Anzahl Mitarbeiter_Innen eintragen.
	Bitte Anzahl Mitarbeiter_Innen eintragen.



Mindestanforderung: 
mind. 4 fest angestellte Dipl.- Ing. Architektur und/ oder (Hoch-) Bauingenieure in Vollzeit in dem Bereich Generalplanung, davon mindestens 2 Beschäftigte, Architekten oder (Hoch-) Bauingenieure, die bauvorlagenberechtigt sind



12. Angabe zu Größe des Wirtschaftsteilnehmers
Eine Einordnung der Größe des Wirtschaftsteilnehmers erfolgt gemäß Statistischem Bundesamt über folgende Definition

	☐
	Kleinunternehmen
	Bis 9 Beschäftigte und bis 2 Millionen Euro Umsatz

	☐
	Kleines Unternehmen
	Bis 49 Beschäftigte und bis 10 Millionen Umsatz und kein Kleinstunternehmen

	☐
	Mittleres Unternehmen
	Bis 249 Beschäftigte und bis 50 Millionen Umsatz und kein kleines Unternehmen

	☐
	Großunternehmen
	über 249 Beschäftigte oder über 50 Millionen Umsatz 





13. Unternehmensdarstellung
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.





14. EU Vergabebekanntmachung
Abfrage bzgl. der Veröffentlichung zum Wert des Vergabeergebnisses

	☐
	Zustimmung wird erteilt.

	☐
	Zustimmung wird nicht erteilt.
Grund der Nichtveröffentlichung (Geschäftliche Interessen eines Wirtschaftsteilnehmers)


Hinweis: Wird im Vergabeverfahren von einem Bieter die Zustimmung nicht erteilt, so werden keine Werte in der EU Vergabekanntmachung veröffentlicht.



Weiter erklären wir, dass:

1. wir die Vergabeunterlagen in ihrem bisherigen Stand auf ihre Vollständigkeit hin überprüft haben, insbesondere auch darauf, dass keine Seiten fehlen;
2. wir die Vergabeunterlagen lückenlos gelesen haben;
3. bei eventuellen Rückfragen zu den Vergabeunterlagen bis zur Abgabe unseres Teilnahmeantrags/Angebots eine zufriedenstellende, ausreichende Klärung erfolgte;
4. der Inhalt der Ausschreibung bis zur Abgabe unseres Teilnahmeantrags/Angebots danach nicht unverständlich und mehrdeutig ist;
5. wir alle sonstigen, den Preis beeinflussenden Umstände bis zur Abgabe unseres Angebots geprüft und bewertet haben;
6. wir unser Angebot aufgrund einer Kalkulation gebildet und an keiner Preisabsprache mit konkurrierenden oder anderen Firmen, deren Beauftragten oder sonstigen Stellen teilgenommen haben;
7. wir bei Abgabe unseres Angebots in der Lage sind, die in den Vergabeunterlagen beschriebenen Leistungen durchzuführen und alle gestellten Forderungen bzw. Bedingungen zur Kenntnis genommen und anerkannt haben;
8. wir die Vergabeunterlagen in allen ihren Teilen bis zur Abgabe unseres Angebots ohne Einschränkung durch unsere Unterschrift als maßgeblichen Vertragsbestandteil rechtsverbindlich anerkannt haben.
9. Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass der Auftraggeber verlangen kann, dass mein/unser Unternehmen die vorstehenden Erklärungen von Unterauftragnehmern zu fordern hat und diese vor Zustimmung des Auftraggebers zur Weiterbeauftragung vorzulegen sind.
10. Mir/Uns ist bekannt, dass die Nichtvorlage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärungen zu meinem/unserem Ausschluss von diesem und künftigen Vergabeverfahren sowie zur Kündigung eines etwaig erteilten Auftrags führen kann.
11. wir die Vergabeunterlagen in allen ihren Teilen bis zur Abgabe unseres Angebots ohne Einschränkung als maßgeblichen Vertragsbestandteil rechtsverbindlich anerkannt haben.


Als Bestandteil der Ausschreibung ist dieses Schreiben mit den einzureichenden Unterlagen ausgefüllt zurückzusenden. Eine Nichtvorlage dieser ausgefüllten Unterlage kann zum Ausschluss am Vergabeverfahren führen. 

Die Richtigkeit der Angaben wird mit der Unterschrift über das Dokument „Deckblatt Teilnahmewettbewerb“ oder „CSX51 – Angebotsdeckblatt“ bestätigt.
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